
Der Beginn der Umwälzung Präambel

recht behielt sich die Besatzungsmacht nicht vor. Es wurde nur grundsätzlich verfügt, daß 
die von den deutschen Verwaltungsorganen gesetzten Normen den Befehlen der Besat­
zungsmacht nicht widersprechen durften. Die Abhängigkeit der deutschen Landes- und 
Provinzialverwaltungen von der sowjetischen Militäradministration und den Blockaus­
schüssen, in denen die KPD die Ziele der Besatzungspolitik vertrat, war aber so groß, daß 
ein Konflikt zwischen den deutschen Organen und der Besatzungsmacht über den Inhalt 
von Rechtsnormen undenkbar erschien und auch tatsächlich niemals entstand.

2. Deutsche Zentralverwaltungen. Die SMAD machte aber bei der Errichtung von 23 
deutschen Landes- und Provinzialorganen nicht halt. Am 27. 7.1945, also noch während
der Potsdamer Konferenz, verfugte sie durch den Befehl Nr. 17 die Errichtung von 
deutschen Verwaltungen in ihrer Besatzungszone mit Sitz in Berlin (Emst Deuerlein, Die 
Einheit Deutschlands, S. 345). Es wurden Deutsche Zentralverwaltungen für Verkehrswe­
sen, Nachrichtenwesen, Brennstoffindustrie, Handel und Versorgung, Industrie, Land- 
und Forstwirtschaft, Finanzen, Gesundheitswesen, Arbeit und Sozialfürsorge, Volksbil­
dung, Justiz, Umsiedlerfragen und später auch eine Deutsche Verwaltung des Innern ge­
bildet. An ihrer Spitze standen Präsidenten. Die Zentralverwaltungen hatten zunächst die 
Aufgabe, die SMAD zu beraten. Sie hatten anfangs kein Weisungsrecht gegenüber den 
Landes- und Provinzialverwaltungen. Für alle ihre Handlungen waren sie der SMAD 
gegenüber verantwortlich.

3. SBZ wegweisend für ganz Deutschland? Es gibt sichere Anzeichen dafür, daß die 24 
UdSSR die von ihr in ihrer Besatzungszone unternommenen Schritte zur Etablierung eines 
politisch-gesellschaftlichen und administrativen Systems in ihrem Sinne als wegweisend
für ganz Deutschland ansah. Dafür spricht neben den Auslassungen der KPD aus der Zeit 
vor 1945 zunächst das schnelle Handeln der Besatzungsmacht, ferner, daß alle in der SBZ 
zugelassenen Parteien in ihrem Namen das Wort »Deutschland« führten und damit den 
Anspruch für eine gesamtdeutsche Betätigung erhoben. Die Deutschen Zentralverwal­
tungen waren als »Vorstufen zu den im Potsdamer Abkommen vorgesehenen gesamtdeut­
schen Staatssekretariaten gedacht« (Karl-Heinz Schöneburg/Karl Urban, Macht und De­
mokratie im revolutionären Prozeß des Übergangs zum Sozialismus, S. 712).

a) Für die Westmächte war ein unter Führung der KPD stehendes, nicht auf einer 25 
freien Willensentscheidung des deutschen Volkes beruhendes, zentralistisches System 
nicht annehmbar. Sie hatten von der Demokratie eine andere Vorstellung. Diese wird frei­
lich als Streben nach »Restauration der imperialistischen Staatsmacht« (Roland Meister) 
gewertet. Wenn die Westmächte trotzdem den Formulierungen des Potsdamer Protokolls 
über die demokratische Neugestaltung zustimmten, so lag darin keinesfalls das Einver­
ständnis mit einer Entwicklung nach den Vorstellungen der UdSSR. Ob diese den West­
mächten überhaupt bekannt oder sie sich deren Tragweite bewußt waren, ist ungewiß. Es 
mag sein, daß sie sich über die Absichten der UdSSR täuschten oder täuschen ließen. Eine 
solche Täuschung lag nahe, weil die UdSSR gewisse äußere Formen wahrte, dabei insbe­
sondere ein Mehrparteiensystem zuließ und darauf verzichtete, nach dem eigenen Muster 
ein Einparteiensystem einzuführen. Daß die UdSSR bei ihrem Vorgehen nach dem Zwei- 
Revolutionen-Schema verfuhr, demzufolge geschichtsnotwendig der sozialistischen Revo­
lution eine bürgerlich-demokratische Revolution vorangehen muß, wenn die objektiven
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